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VORWORT 

Obwohl die zeitgeschichtliche Österreich-Forschung in den letz-
ten be iden Jahrzehnten Beachtliches geleistet hat, gehört der 
Ständestaat als politisches System noch immer zu den unbekann-
ten Phänomenen der jüngeren Vergangenheit. Während sich die 
historische Forschung in Österreich selbst mit spürbarer Zurück-
hal tung gegenüber politischen Schlußfolgerungen und auf einem 
relativ schmalen Quel lenfundament erst seit neuestem an die 
komplizierte innenpolitische Entwicklung der Jahre 1934 bis 
1938 herantastet1 , fand der Ständestaat auffallenderweise in der 
Forschung der Bundesrepublik Deutschland großes Interesse. 
Karl Dietrich Bracher und Hans Mommsen 2 faßten bereits vor 
einigen Jahren ihre Haupteindrücke über Ursachen, Entwick-
lung u n d Folgen des berufsständischen Experiments von 1934 — 
wenngleich mit unterschiedlichem Resultat — zusammen. 

Die Diskussionen um das „Regime Dol l fuß - Schuschnigg" 
sind zuweilen durch die Reduzierung der berufsständischen Rea-
lität auf die Schlagworte „Diktatur" und „Austrofaschismus" 
belastet. Jedoch läßt sich die politische und sozialökonomische 
Vielfalt Österreichs in der Regierungsära beider Bundeskanzler 
weder durch das eine noch durch das andere Etikett charakteri-
sieren. Die Expansion militanter Heimwehrverbände in Öster-
reich stellt ein zentrales Thema der zeitgeschichtlichen For-
schung dar. Die sozialgeschichtlichen Grundlagen der rechtsex-
tremistischen Expansion stehen dabei ebenso im Vordergrund 

1 Gerhard Jagschitz, Der österreichische Ständestaat 1934—1938, in: 
Erika Weinz ier l /Kurt Skalnik, Hg., Österreich 1918—1938. Geschichte 
der Ersten Republik, Band 1, Graz 1983, S. 497 — 515; Gerhard Botz, 
Gewal t in der Politik. Attentate, Zusammenstöße , Putschversuche, Unru-
hen in Österreich 1918—1938, 2. Auf lage M ü n c h e n 1983, S. 232—246. 

2 Karl Dietrich Bracher, Zwischen Machtvakuum und „Austrofaschis-
mus". Zur Krise der österreichischen Parteiendemokratie in den dreißi-
ger Jahren, in: Lothar Albert in /Werner Link, Hg., Politische Parteien auf 
dem W e g zur parlamentarischen Demokrat ie in Deutschland, Düsse ldorf 
1981, S. 209—221; Hans Mommsen , Theorie und Praxis des österreichi-
schen Ständestaats 1934 bis 1938, in: Das geistige Leben Wiens in der 
Zwischenkriegszei t , Wien 1981, S. 1 7 4 - 1 9 2 . 
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des Interesses wie der militante Antisozialismus in der Über-
gangsphase 1933/34. Jedoch zur Erklärung des t iefgreifenden 
politischen Wandels im Österreich der Zwischenkriegszeit ver-
mögen moralisierende Argumente, die den „reaktionären Geist" 
nichtproletarischer, d. h. mittelständischer Gesel lschaftsgruppen 
in Stadt und Land hervorheben, kaum etwas beizusteuern. Es 
genügt auch nicht, auf die „Führerrol le" von Bundeskanzler 
Dol l fuß zu verweisen, die in der Tat doch nur aufgrund einer 
übersteigerten Massenstimmung zur Geltung kommen konnte. 

Die Beiträge der historischen Forschung zum Ständestaat als 
signifikantes Phänomen der europäischen Entwicklung zwischen 
den Weltkriegen suchen nach neuen Ansätzen für eine vorbehalt-
lose Analyse jener politischen, sozialen und ökonomischen Ver-
änderungen, die wesentliche Teile der österreichischen Gesell-
schaft gegenüber dem großdeutschen Nationalismus Hitlers nicht 
immun machten. Der Ständestaat stellte weder eine „Verlegen-
heitslösung" noch das Resultat einer politischen „Verschwö-
rung" dar ; vielmehr besteht zwischen der parlamentarisch-demo-
kratischen Epoche bis 1933 und der berufsständischen Entwick-
lungsperiode der Republik Österreich ein hohes Maß an Konti-
nuität. Sowohl die Polarisierung der Gesellschaft in militarisierte 
Formen außerparlamentarischer Interessendurchsetzung (Heim-
wehren, Republikanischer Schutzbund, N S D A P und SA) wie die 
unkontrollierte Inbesitznahme staatlicher Macht durch die 
Regierung Dol l fuß 1933 ist vor dem Hintergrund einer sozial-
ökonomischen Strukturkrise Österreichs zu sehen. 

Die Krise kennzeichnete das Gesellschafts- und Wirtschaftsge-
füge im Übergang vom Agrar-Industriestaat der Kaiserzeit zum 
überwiegenden Industriestaat nach 1918. Die aus dem Wandel 
des bestehenden Wirtschaftssystems resultierenden Spannungen 
prägten über Österreich hinaus die Entwicklungen der in den 
Ersten Weltkrieg direkt involvierten Länder Europas mehr oder 
weniger deutlich. Eine bessere Kenntnis Österreichs würde den 
Blick insbesondere auf Deutschland und die zentrale Frage nach 
dem Verhältnis von traditionellen und aktuellen, d. h. vorkriegs-, 
kriegs- und nachkriegsbedingten Belastungen des demokratisch 
begründeten Regierungs- und Verfassungssystems lenken. 

Während hierfür noch wichtige Vorarbeiten, zumal unter ver-
gleichendem Aspekt, fehlen, läßt der aktuelle Forschungsstand 
einige Aussagen von zentraler Bedeutung über die unmittelbaren 
Voraussetzungen des Ständestaates zu. Insbesondere kommt der 
innenpoli t ischen Entwicklung nach der Verfassungsreform von 
1929 wichtige Bedeutung als demjenigen Entwicklungsabschnitt 
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zu, in dem die par lamentar i schen Parteien zuguns ten des milita-
risierten Ext remismus und einer starken Staatsgewalt ihre Reso-
nanz in der österreichischen Gesel lschaf t for tschre i tend einbüß-
ten. Die Er r ich tung einer s tarken Staatsgewalt und die Neuord-
n u n g der Gese l l schaf t nach berufss tänd i schem Vorbild lassen 
sich dahe r nicht e infach als die Ent fesse lung eines am 
Staa t s„abso lu t i smus" und an „vordemokra t i schen" Verhältnis-
sen or ient ier ten Gesel lschaf tspotent ia ls interpret ieren. 

Diese kleine Studie ents tand im unmit te lbaren Zusammen-
hang mit einer Analyse der ländl ich-bäuer l ichen Sozial- und 
Wi r t scha f t so rdnung Österreichs als virulentem Faktor der Staats-
und Gesel lschaf tskr ise im Zeichen for tschre i tender Industrial i-
s ierung seit dem späten 19. J ah rhunde r t bis zum Beginn des 
Zwei ten Weltkrieges. Eine separa te Dars te l lung des innen- und 
verfassungspol i t i schen Kräf tespie ls auf dem Hin te rgrund spezifi-
scher Wir t schaf t sbed ingungen seit 1929 ist in doppe l te r Weise 
gerechtfer t ig t : erstens im Hinblick auf die zentrale Bedeutung 
der Z ä s u r von 1933/34 als E n d p u n k t einer langfris t igen Entwick-
lung, j e d o c h , zweitens gleichzeitig als Er fahrungshor izon t für 
einen neuen innergesel lschaf t l ichen Konsens , dem die Zweite 
Republ ik Österreich zu e inem erhebl ichen Teil ihre soziale und 
ökonomische Stabilität verdankt . 

Die Arbeit ist Hans und Leni Rosenberg in F reundschaf t und 
Verehrung gewidmet . 

Fre iburg im Breisgau, F rüh j ah r 1984 U. K. 





T E I L I 

DIE STAATSKRISE 1933/34 
POLITIK U N D GESELLSCHAFT IM ZEICHEN DES 

VERFASSUNGSWANDELS 

Der Umbruch des politischen und gesellschaftlichen Gesamt-
gefüges der Ersten Republik Österreich im Sinne einer berufs-
ständischen Ordnung auf dem Höhepunkt der Wirtschaftskrise 
in den frühen dreißiger Jahren vollzog sich im Schatten des 
Machtwechsels in Deutschland 1933 und galt den Zeitgenossen 
als eine Art Präventivschlag gegen den Nationalsozialismus. 
Bundeskanzler Engelbert Dollfuß lieferte die Begründung dafür: 
„Die wesentlichste politische Aufgabe der gegenwärtigen Regie-
rung ist die Verteidigung unserer politischen und wirtschaftli-
chen Unabhängigkeit, damit unser Land sein eigenes Geschick 
in freundschaftlicher Zusammenarbeit mit seinen Nachbarn frei 
gestalten kann. ( . . .) Österreich legt auf freundschaftliche Bezie-
hungen zu all seinen Nachbarn wert, sofern diese ihrerseits 
gewillt sind, seine Freunde zu sein. Heute halte ich das für die 
einzig kluge Politik."3 

Das Bekenntnis des christlichsozialen Regierungschefs zur 
Freiheit nach außen fiel in eine Zeit des Kampfes gegen die Frei-
heit, wie sie ein stabiles politisches System garantiert, in Öster-
reich selbst. Dollfuß regierte bereits seit einem Vierteljahr vor 
diesem Bekenntnis gegen die nationalsozialistische Tyrannis 
ohne Parlament und frei von jeder politischen Kontrolle mit dem 
festen Vorsatz, den Weg zurück in den parteienstaatlichen Plura-
lismus nicht zu gehen. Die Gründung einer Staatspartei, der 
„Vaterländischen Front", im Mai 19334 bedeutete eine massive 
Herausforderung der parlamentarischen Elemente, selbst der tra-
ditionell staatstragenden Christlichsozialen Partei. Wenngleich 
im Sommer 1933 die Vorstellungen von der künftigen staat-

3 Engelbert Dollfuß, Österreich in diesem Augenblick, in: Das Neue 
Tage-Buch 1 (1933), S. 13 f. 

4 Irmgard Bärnthaler, Die Vaterländische Front, Geschichte und 
Organisation, Wien 1971, S. 16 f. 
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lich-gesellschaftlichen Ordnung Österreichs noch undeutl ich 
waren, s tand doch im engeren Kreis um den Bundeskanzler fest, 
daß das Ende der „Parteienherrschaft" gekommen sei5. 

Äußerl ich betrachtet vollzog sich der Bruch mit der par lamen-
tarischen Praxis plötzlich, vermeintlich in einem Zustand der 
„Lähmung" des Nationalrates in Wien. Der aktuelle Anlaß, der 
Mitte März 1933 zur Suspendierung des Plenums führte, war 
kaum schwerwiegender als andere Anlässe, die die österreichi-
sche Gesellschaft seit Jahren in einen andauernden Spannungs-
zustand versetzten: Gegen einen zweistündigen Proteststreik der 
Eisenbahner am 1. März 1933, den die sozialdemokratischen, 
christlichen und deutschnationalen Gewerkschaften unterstütz-
ten, ging die Regierung Dol l fuß auf der rechtlichen Basis von 
Sondervollmachten (aus dem Jahre 1914) mit Verbotsmaßnah-
men vor. In der Streikbekämpfung zwar zunächst erfolgreich, 
mußte die Regierung Dol l fuß in der Parlamentsdebatte am 
4. März eine knappe Niederlage h innehmen, als es zur Abstim-
mung über einen regierungskritischen Antrag der Großdeut-
schen Volkspartei kam. In einem turbulenten Abstimmungsver-
fahren, das 80:81 für die Regierung ausging, traten wegen der 
Auseinandersetzung zwischen der Regierungskoalition (Christ-
lichsoziale Partei, Landbund und Heimatblock der Heimwehren) 
und der Opposition (Sozialdemokratie und Großdeutsche Volks-
partei) die drei Parlamentspräsidenten zurück und beschworen 
eine Konfus ion der ordentlichen Parlamentstätigkeit herauf. 

Die Regierung deutete daraufh in in der politischen Öffentl ich-
keit an, angesichts der vermeintlichen „Aktionsunfähigkeit" des 
Parlaments nunmehr „für einige Zeit autori tär" zu regieren. Die 
verfassungsrechtliche Basis hierzu bot ihr das seit 1917 prakti-
zierte Notverordnungsrecht nach dem „Kriegswirtschaftlichen 
Ermächtigungsgesetz" von 1914: Über die Zeitungen wurde eine 
Vorzensur verhängt, Demonstra t ionen und Versammlungen wur-
den verboten. Dollfuß, der nie an der Fortsetzung seiner Regie-
rungstätigkeit zweifelte, bot pro forma dem Bundespräsidenten 
seinen Rücktritt an, doch Wilhelm Miklas, das christlichsoziale 
Staatsoberhaupt , lehnte das Demissionsersuchen ab. Durch die 
Autori tät des Bundespräsidenten gestärkt, widersetzte sich die 
Regierung mit Polizeigewalt einer Initiative der drei Parlaments-
präsidenten, zur üblichen Plenumsarbeit zurückzukehren. Die 
Regierung griff noch tiefer in das politische Leben ein: am 

5 Peter Huemer, Sektionschef Robert Hecht und die Zerstörung der 
Demokra t ie in Österreich, W i e n / M ü n c h e n 1975, insbes. S. 157—192. 
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16. März verbot sie den „Republikanischen Schutzbund" der 
Sozialdemokraten und bestätigte die rechtmäßige Existenz der 
paramilitärischen Wiener Heimatschutzverbände. Anfang April 
kündigte Dol l fuß eine Verfassungsänderung auf der Grundlage 
des berufsständischen Prinzips und den Leitmotiven der Enzy-
klika „Quadragesimo anno" an6. Soweit der Rahmen der äuße-
ren Ereignisse, die in Deutschland 1933 kaum politische Reso-
nanz auslösten und alsbald von der neuen Entwicklung unter 
nationalsozialistischem Vorzeichen überschattet wurden. 

Fünfzig Jahre später wächst das Interesse an der ersten Demo-
kratie in Österreich in der politischen Zeitgeschichte der Bundes-
republik Deutschland auffa l lend; nach einer sehr langen Pause 
zeigt sich ein neues Verständnis für einen Vergleich zwischen der 
Weimarer Republik und der Ersten Republik Österreich. Die 
Grundlagen eines Vergleichs beider politischer Systeme gilt es 
unter österreichischem Aspekt deutlicher als bislang herauszuar-
beiten. 

1. D I E E R S T E R E P U B L I K Ö S T E R R E I C H ALS P R O B L E M D E R 

H I S T O R I S C H - P O L I T I S C H E N F O R S C H U N G 

In der aktuellen Interpretation erscheint Österreich unter 
Dol l fuß und — ab Juli 1934 — unter seinem Nachfolger Kurt 
Schuschnigg in eigentümlicher Charakterisierung: Österreich 
war weder „faschistisch" in italienischem Sinne, noch war es 
nationalsozialistisch nach deutschem Vorbild, aber auch nicht 
demokratisch nach westlichem Muster. Die politische Parallele 
mit Deutschland ergibt sich dementsprechend hauptsächlich aus 
dem Scheitern der Demokrat ie . Auf die Frage nach den Ursa-
chen hierfür sind vor allen die vier folgenden Antworten gegeben 
worden: Die erste Demokrat ie Österreichs scheiterte l . a n dem 
Vernichtungswillen des „Klerikalfaschismus" und der Nieder-
lage der Sozialdemokratie7 , 2. an der Machtbesessenheit und der 
ant iparlamentarischen Konspirat ion einzelner Persönlichkeiten 
(z. B. des langjährigen Bundeskanzlers Seipel, Dollfuß, des 

6 Vierzig Jahre danach. Der 4. März 1933 im Urteil von Zeitgenossen 
und Historikern, hg. v. Dr. Karl-Renner-Insti tut Wien, Wien 1973, 
S. 3 1 - 3 3 . 

7 Charles A. Gulick, Austria. From Habsburg to Hitler, 2 Bde, Berke-
ley 1948; Felix Kreissler, Von der Revolution zur Annexion. Österreich 
1918 bis 1938, Wien (1970). 
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Heimwehrführers Rüdiger Starhemberg oder des Sektionschefs 
Robert Hecht als Vertreter der hohen Ministerialbürokratie)8 , 
3. an der politischen „Ers tarrung" der parteipolitischen „Lager" 
und dem Verlust an innergesellschaftlicher Kompromißberei t -
schaft9 , 4. an den Vorbelastungen des Parteigefüges — oder wie 
es in der perspektivreichen Erklärung Brachers heißt — an der 
mangelnden „verantwortlichen Übung in der komplizierten Pra-
xis des parteienstaatlichen Parlamentarismus" sowie an den die 
politische Instabilität verschärfenden „nationalistischen und 
revisionistischen Dauerkonflikten"1 0 . 

Das politische Gesamtgefüge der österreichischen Republik 
seit ihrer Entstehung 1918 bis zur Okkupat ion des Landes durch 
Hitler-Deutschland 1938 wird im allgemeinen in einer zweistufi-
gen Entwicklung gesehen: auf den „Parteienstaat" folgte die 
„Krisendiktatur des Ständestaates". Diese landläufige Unter-
scheidung entspricht nicht der verfassungspolitischen Realität: 
Der „Ständestaat" Österreich im Sinne der autoritären Verfas-
sung existierte ab 1. Mai 1934", jedoch seit dem 4. März 1933 — 
nach dem Eklat im Nationalrat — besaß das politische System 
keine parlamentarische Basis mehr. Die nachparlamentarische 
Übergangsphase bis zum Beginn der berufsständischen Verfas-
sungszeit gilt in der Forschung nicht als „of fene" Situation und 
wird dementsprechend auch nicht als eigenständiger Entwick-
lungsabschnitt erkannt und analysiert. Auch für die verfassungs-
politischen Voraussetzungen des Bruchs vom März 1933 ist bis-
her wenig wissenschaftliche Sensibilität entwicklelt worden: Der 
Verfassungsstaat von 1920 bestand seit der t iefgreifenden Verfas-
sungsnovellierung im Jahre 1929 in der Tat nicht mehr12, obwohl 

8 Die These des konspirativen Staatsstreich, zugespitzt auf den enge-
ren Kreis um Bundeskanzler Dol l fuß , wird vor allem von Huemer, Sek-
tionschef Hecht, vertreten. 

9 Adam Wandruszka, Österreichs politische Struktur, in: Heinrich 
Benedikt, Hg., Geschichte der Republik Österreich, W i e n / M ü n c h e n 
1954 (unveränderter Nachdruck 1977), S. 289—485, hier S. 480f. 

10 Bracher, Zwischen Machtvakuum und „Austrofaschismus", S. 212. 
11 Der bislang wichtigste Beitrag aus deutscher Sicht s tammt von 

Hans-Jürgen Krüger, Faschismus oder Ständestaat . Österreich 1934 bis 
1938, Phil. Diss. Kiel 1970; ders., Demokrat isches und ständisches Den-
ken im deutschen und österreichischen Sozialkatholizismus, in: 
Geschichte und Gegenwart , Festschrift fü r Karl Dietrich Erdmann, Neu-
münster 1980, S. 3 2 7 - 3 4 9 . 

12 Brita Skottsberg, Der österreichische Parlamentarismus, Göteborg 
1940; Wilhelm Brauneder und Friedrich Lachmayer, Österreichische 



Die Erste Republik als Problem der Forschung 15 

Bundeskanzler Seipel diesen Wande l einen „For tschr i t t auf dem 
Wege zu wahrer Demokra t i e " nann te und als „bedeu t sames 
Abrücken" von dem feierte, „was sich fälschlich Demokra t i e 
nennt"1 3 . Für die Polit iker der zwanz iger /d re iß iger Jahre zeich-
neten sich drei Entwicklungss tufen des poli t ischen Gesamtge fü -
ges a b : Vor der be rufss tänd ischen Ära die Jahre der „Annähe-
rung an die ,wahre D e m o k r a t i e ' " ab 1929, davor die von den 
Parteien auf der Rechten har t b e k ä m p f t e fast zehn jähr ige Vor-
phase . 

J edoch jüngste Forschungsergebnisse bieten h in re ichend Ver-
anlassung, deut l ich zwischen insgesamt fünf Entwicklungsper io-
den de r Republ ik Österreich zu un te rsche iden: 1. 1918—1929: 
Revolut ionäre Übergangsphase (1918/20) und innerpol i t i sche 
Konsol id ierung im Zeichen der demokra t i schen Verfassung von 
1920, 2. 1929—1933: Die präsidials taat l iche Ära nach de r partiel-
len „ E n t m a c h t u n g " des Nat ional ra tes , 3. 1933/34: Die Inkuba-
t ionsphase der be rufss tänd ischen Verfassungs- u n d Gesell-
s cha f t so rdnung („Ständes taa t") , 4. 1934—1936: Autor i tä tss taat 
auf berufss tändischer Verfassungsbasis mit integriertem Heim-
wehrext remismus, 5. 1936—1938: Autori tä tss taat auf rud imentä -
rer Ständebas is in informel ler Koal i t ion mit dem österreichi-
schen Nat ionalsozia l ismus. 

D a ß Do l l fuß in der Krit ik seiner pol i t ischen Gegne r seit 1933 
als „Faschis t " erscheint , verdeckt seine Rolle als „ E r b e " einer 
p rekären verfassungspol i t i schen Vergangenhei t Österreichs. Eine 
ausgewogene Beurtei lung des poli t ischen Charak te rs der Regie-
rung D o l l f u ß und der Rolle des Bundeskanzlers in de r Staats-
und Verfassungskrise vom März 1933 setzt die Kenntn is der poli-
t i schen Hinter lassenschaf t de r demokra t i schen Ära voraus . Mit 
der Frage nach den C h a n c e n einer Rückkehr vom präsidials taat-
lichen System zum par te ienstaat l ichen Plural ismus rücken vor 
allen zwei Problembere iche in den Mit te lpunkt des Interesses: 
Erstens die s trukturel len Voraussetzungen der Demokra t iekr i se , 
die 1933 zur Suspendie rung des Nat iona l ra tes führ t e , zweitens 
die poli t ischen u n d ideologischen Dimens ionen der ant ipar la-

Verfassungsgeschichte, Wien 1976, S. 213—215; Gernot D. Hasiba, Die 
zweite Bundes-Verfassungsnovelle von 1929, Wien 1976; ders., die Ereig-
nisse von St. Lorenzen im Mürztal als auslösendes Element der Verfas-
sungsreform von 1929, Graz 1978; Klaus Berchtold, Hg., Die Verfas-
sungsreform von 1929, 2 Bde., Wien 1979. 

13 Arbeiterkammer Wien/Sozialwissenschaftliche Dokumentation; 
Bestand „Verfassung", darin: Die Reichspost Nr. 112 v. 24. 4. 1930 („Der 
Kampf um die Demokratie"). 
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mentarischen Kräftegruppen in Österreich, womit die Frage 
nach Zwangsläufigkeit oder Vermeidbarkeit des postdemokrati-
schen Systems in seiner institutionellen Ausformung als „Stände-
staat" sich stellt. 

Mit dieser thematischen Akzentuierung wird die Absicht ver-
bunden, das bisherige Forschungsinteresse in doppel ter Weise zu 
ergänzen: Nachdem, erstens, in der historisch-politischen Öster-
reich-Forschung lange Zeit darin Einigkeit bestand, daß der 
„Ständestaat" primär das staats- und verfassungspolitische 
Resultat italienisch-faschistischer Interessenpolitik im Donau-
raum darstellte '4 , soll nun der genuin „österreichische Weg" in 
der Demokratiekrise hervorgehoben werden. Der Hauptans toß 
für diese Orientierung des Erkenntnisinteresses kam aus der 
jüngsten Interpretation des postdemokratischen Österreich'5 . 
Hierin werden stärker die „eigenständigen Antriebe zur autoritä-
ren Beseitigung des österreichischen parlamentarischen Systems 
seit der Verfassungsreform von 1929" betont , wenngleich in 
einem etwas einschränkenden Sinne, daß die „österreichische 
Innenpolit ik . . . in vieler Hinsicht von immer weniger verhüllten 
Interventionen der beiden faschistischen Konkurrenzmächte 
beeinflußt worden (ist)"16. 

Nachdem sich, zweitens, zwischen der traditionellen Einschät-
zung des „Ständestaates" als eine Art spontane staatlich-gesell-
schaftliche „Verlegenheitslösung" und anderslautenden Quellen-
befunden ein gravierender Widerspruch ergeben hat, treten die 
politischen Vorbelastungen des Gesamtgefüges der Republik 
Österreich stärker als bisher in den Vordergrund. War der öster-
reichische Verfassungsstaat tatsächlich eine „unregierbare 
Demokrat ie" , so daß sich Dol l fuß ' Krisenregime 1933 als einzi-
ger Ausweg — in einer Form von „drittem Weg zwischen Demo-
kratie und Totalitarismus" — der Aufbau eines improvisierten 
„national-konservativen Autoritätsregime" zwangsläufig anbot1 7? 
In engem Zusammenhang damit steht die problematisierende 
Absicht, die These vom „kalten Staatsstreich" Dol l fuß ' und der 
konspirativen Vorbereitung der nicht demokrat isch legitimierten 

14 Ludwig Jedlicka, Das autoritäre System in Österreich, in: ders., 
Vom alten zum neuen Österreich, St. Pölten 1975, S. 215 — 234, hier 
S. 219. 

15 Mommsen, Theorie und Praxis des österreichischen Ständestaats, 
S. 1 7 4 - 1 9 2 . 

16 Ebda., S. 175. 
17 Bracher, Machtvakuum, S. 213. 


